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Prof. Dr. Renate Köcher 

Institut für Demoskopie Allensbach 

 
 

Die Chancen der FDP 

 
 

Nach einem Jahr, in dem die FDP nahezu 
unaufhaltsam in Bedeutungslosigkeit zu 
versinken schien und kaum noch beachtet 
wurde, wächst zurzeit die Neugier, ob diese 
Partei tatsächlich ein Revival schafft. Die 
Ausgangslage ist schwierig: Bei allen 
Landtagswahlen der vergangenen Monate 
wiederholte sich die Niederlage der 
Bundestagswahl, zuletzt in Baden-
Württemberg und Rheinland-Pfalz; mit dem 
Ausscheiden aus diesen beiden 
Landesparlamenten sind auch empfindliche 
finanzielle und personelle Einbußen verbunden. 
Die in diesem Jahr noch anstehenden 
Landtagswahlen versprechen im Moment 
wenig Gutes, da die FDP in allen drei Ländern 
in Umfragen unter 5 Prozent notiert, teilweise 
deutlich darunter. Auch auf Bundesebene 
stünden zurzeit die Chancen schlecht, wieder in 
den Bundestag einzuziehen. 
 
Und trotzdem ist die FDP nicht chancenlos. Sie 
hat nie die Sympathien der Mehrheit gewonnen, 
braucht sie aber auch nicht. Aber sie ist auf eine 
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kritische Masse von mindestens 15 bis 20 
Prozent der Bürger angewiesen, die die FDP im 
politischen Spektrum nicht missen möchten 
und grundsätzlich bereit sind, sie bei einer Wahl 
zu unterstützen. Dieses Potential existiert nach 
wie vor und wächst zurzeit. 24 Prozent der 
Bevölkerung sind überzeugt, dass die FDP 
gebraucht wird, über die vergangenen 25 Jahre 
hinweg schwankte dieser Anteil zwischen 18 
und 41 Prozent und erreichte seinen Tiefpunkt 
mit 18 Prozent in der Endphase der Ampel-
Koalition. Knapp jedem Fünften ist es auch 
wichtig, dass die FDP bei der nächsten 
Bundestagswahl wieder in das Parlament 
einzieht; auch hier ist über die vergangenen 
zwei Jahre hinweg tendenziell ein Anstieg zu 
verzeichnen. Der Kreis, der grundsätzlich bereit 
ist, bei einer Wahl, sei es auf Bundes-, Länder- 
oder kommunaler Ebene, die FDP zu 
unterstützen, liegt zurzeit sogar bei 22 Prozent. 
Schon die Debatte der letzten Wochen hat zu 
einem deutlichen Anstieg geführt; im März 
konnten sich nur 16 Prozent vorstellen, die FDP 
bei Wahlen zu unterstützen. Diese Entwicklung 
zeigt jedoch auch einmal mehr die Volatilität 
der Meinungsbildung, die in den vergangenen 
Jahren wiederholt auch bei Parteipräferenzen 
zu regelrechten Hypes geführt hat, wie 2024 bei 
dem kurzfristigen Anstieg des BSW oder vor 
der letzten Bundestagswahl bei dem 
bemerkenswerten Aufstieg der Linken. 
 
Dieses weite Potential der FDP rekrutiert sich 
überdurchschnittlich aus Westdeutschland und 

Tabelle A 1 

Tabelle A 2 

Tabelle A 3 
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den höheren sozialen Schichten, aber vor allem 
aus dem Kreis früherer FDP-Wähler. Knapp 
jeder Fünfte hat in den letzten 10 Jahren einmal 
oder wiederholt FDP gewählt. Davon sind 69 
Prozent grundsätzlich offen dafür, die Partei 
auch bei künftigen Wahlen zu unterstützen. Das 
weite Potential des Liberalismus ist noch 
signifikant größer. Die Einschätzung, ob die 
FDP im politischen Spektrum unverzichtbar ist, 
wird zwangsläufig auch von dem Agieren der 
Partei in den vergangenen Legislaturperioden 
beeinflusst, das nur begrenzt als von liberalen 
Prinzipien geleitet wahrgenommen wurde. Der 
Kreis, der eine liberale Partei in Deutschland 
für unverzichtbar hält, ist größer und stabiler als 
der Kreis derjenigen, die die FDP für 
unverzichtbar halten. 31 Prozent ist es wichtig, 
dass im politischen Spektrum auch eine liberale 
Partei vertreten ist. Diese Überzeugung wird 
auch von der jungen Generation und quer durch 
alle sozialen Schichten ähnlich vertreten. 
 
Die Wahrung von Freiheitsspielräumen, das 
wesentliche Credo einer liberalen Bewegung, 
ist für die Bevölkerung keineswegs überholt. 
Zwar fühlt sich die Mehrheit weitgehend frei. 
Anhand einer elfstufigen Skala von 0 (völlig 
unfrei) bis 10 (vollkommen frei) setzt die 
Bevölkerung ihr persönliches Freiheitsgefühl 
im Durchschnitt bei der hohen Skalenstufe 7 an, 
gute 20 Prozent bei niedrigen Stufen zwischen 
0 und 5. Trotzdem gibt es weit verbreitet und 
zunehmend Unbehagen über staatliche 
Eingriffe. 50 Prozent der Bürger ziehen die 

Tabelle A 3 

Tabelle A 4 

Tabelle A 5 

Schaubild 1 

Tabelle A 6 
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Bilanz, dass der Staat zu stark in das Leben der 
Bürger eingreift und zu viel vorschreibt. Vor 
gut 10 Jahren äußerten sich nur 38 Prozent 
vergleichbar kritisch. Jeder Dritte hält auch die 
Eingriffe des Staates in die Wirtschaft für 
übertrieben, während deutlich weniger (24 
Prozent) für verstärkte Eingriffe in die 
Wirtschaft votieren; diese Position wird vor 
allem von Anhängern der Linken, der Grünen 
und der SPD vertreten, während die Anhänger 
von CDU, FDP und vor allem der AfD die 
staatlichen Interventionen überwiegend kritisch 
sehen.  
 
Der ausgreifende Staat ist keineswegs das Ideal 
der Mehrheit. Jeder Zweite findet, dass sich der 
Staat heute um zu vieles kümmert und durch 
stete Eingriffe versucht, die Probleme der 
Bürger zu lösen – mit erheblichen Folgekosten, 
die zwangsläufig auch die Bürger belasten. Nur 
26 Prozent halten dagegen und verteidigen den 
ausgreifenden Staat, auch wenn das zu höheren 
Belastungen für die Bevölkerung führt. 
Besonders ausgeprägt ist die Abneigung gegen 
einen ausgreifenden Staat bei den Anhängern 
von FDP und AfD, besonders gering bei den 
Anhängern von SPD, Grünen und den Linken.  
 
Von der gesellschaftlichen Grundstimmung her 
existiert durchaus ein beachtlicher 
Resonanzboden für liberale Positionen und eine 
ernsthafte Diskussion über die Rolle des Staates 
in Beziehung zu seinen Bürgern und auch zur 
Wirtschaft. Wenn ohne Bezug zu irgendeiner 

Schaubild 2 

Schaubild 3 

Tabelle A 7 

Tabelle A 8 
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Partei die Grundsätze eines liberalen 
Programms zur Debatte gestellt werden, ist die 
Anziehungskraft dieses Programms beachtlich. 
Als Grundzüge des Programms wurden 
skizziert: weniger Einfluss des Staates und 
Stärkung der Eigenverantwortung der Bürger; 
Abbau von Subventionen; Senkung von 
Steuern und Abgaben; Abbau von Bürokratie; 
möglichst wenig staatliche Eingriffe in die 
Wirtschaft und den Arbeitsmarkt; mehr 
Wettbewerb im Gesundheitswesen; 
Beschränkung der Zuständigkeit der 
europäischen Ebene, größere 
Gestaltungsspielräume für die Mitgliedstaaten. 
 
Mit diesen Leitlinien konfrontiert ziehen 40 
Prozent der Bevölkerung die Bilanz, dass eine 
politische Kraft mit dieser Programmatik bei 
Wahlen für sie durchaus in Betracht käme. 
Insbesondere die Anhänger von FDP und AfD 
reagieren positiv. Eine revitalisierte liberale 
Partei hätte durchaus Chancen, gemäßigte 
Segmente der AfD-Anhänger zu erreichen. 
 
In den vergangenen Jahren hat die FDP 
wesentliche Felder liberaler Programmatik aber 
nur eingeschränkt besetzt. Die Erwartungen an 
eine liberale Partei, die diesen Namen verdient, 
sind hoch. Die überwältigende Mehrheit 
erwartet von einer liberalen Partei, dass sie den 
Abbau von Bürokratie vorantreibt, die 
Rahmenbedingungen für die Wirtschaft 
verbessert, die Freiheitsspielräume der Bürger 
schützt, Steuern und Abgaben senkt und 

Schaubild 4 

Schaubild 5 
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zugleich für eine solide Haushaltspolitik steht. 
Mehr als 70 Prozent der Bürger erwarten das 
von einer liberalen Partei, im weiten Potential 
der FDP über 80 Prozent. Darüber hinaus 
erwartet die große Mehrheit Engagement für 
freie Märkte und Freihandel, stabile 
Energiepreise, Technologieoffenheit, 
Modernisierung der Verwaltung und auch 
innere Sicherheit. Gerade mit dem letzten Ziel 
hat sich die FDP in der Vergangenheit oft 
schwergetan, beispielsweise auch oft dem 
Datenschutz den Vorrang vor einer 
konsequenten Verbrechensbekämpfung 
eingeräumt. Die Garantie von Sicherheit ist 
jedoch eine Kernaufgabe des Staates, die von 
jeder Partei eingefordert wird.  
 
Auch Engagement für Bildung und Forschung, 
für eine umfassende Modernisierung und 
Effizienzsteigerung des Landes, für mehr 
Chancengleichheit, Generationengerechtigkeit, 
mehr Eigenverantwortung und eine überlegte 
Einwanderungspolitik gehören zu dem 
Pflichtenheft der Mehrheit für eine liberale 
Partei. Gleicht man diese Erwartungen mit dem 
Zielprofil der FDP ab, so wie es zurzeit von der 
Bevölkerung wahrgenommen wird, so gibt es 
durchaus Leitlinien, die ihr von der Mehrheit 
zugeordnet werden. So attestieren 63 Prozent 
der FDP, dass sie sich für bessere 
Rahmenbedingungen für die Wirtschaft 
einsetzt, 57 Prozent, dass sie freie Märkte und 
Freihandel hochhält. Jeder Zweite ist 
überzeugt, dass sie sich für weniger staatliche 

Tabelle A 9 

Schaubild 5 

Schaubild 5 
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Interventionen in den Wirtschaft wie in das 
Leben der Bürger stark macht. Knapp jeder 
Zweite nimmt sie auch als Anwalt von weniger 
Bürokratie wahr.  
 
Es gibt jedoch auch gravierende Defizite 
gegenüber den Erwartungen an eine liberale 
Partei. Die betreffen vor allem das Engagement 
für innere Sicherheit, für ein gutes 
Bildungssystem, eine Energiepolitik, die 
bezahlbarer Energie die gebührende Bedeutung 
beimisst, aber auch politischen Zielen, die von 
der FDP in den vergangenen Jahren zumindest 
teilweise adressiert wurden, wie Abbau von 
Bürokratie, solide Haushaltspolitik, Senkung 
von Steuern und Abgaben, 
Generationengerechtigkeit, Modernisierung der 
Verwaltung und Förderung von Forschung und 
Innovationen. Die Abweichungen von dem 
Zielprofil, das die Bevölkerung von einer 
liberalen Partei erwartet, sind teilweise enorm – 
und dies, obwohl die FDP in der vergangenen 
Legislaturperiode teilweise die zuständigen 
Ministerien verantwortete. 71 Prozent erwarten 
von einer liberalen Partei, dass sie sich für eine 
solide Haushaltspolitik einsetzt, 38 Prozent 
attestieren dies der FDP; 60 Prozent erwarten 
die Förderung von Forschung und 
Innovationen, 28 Prozent haben den Eindruck, 
dass sich die FDP dafür engagiert. Einsatz für 
bessere und modernere Schulen erwarten 62 
Prozent, 24 Prozent gehen davon aus, dass dies 
auch ein Anliegen der FDP ist. 46 Prozent 
nehmen der FDP zwar ab, dass sie gegen die 

Schaubild 5 
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wuchernde Bürokratie kämpft, auch hier ist der 
Anteil jedoch noch wesentlich größer, der dies 
von einer liberalen Partei erwartet. Abbau von 
Bürokratie und überzogener Regulierung ist 
zweifelsohne ein wichtiges Freiheitsthema. Das 
Problem ist jedoch, dass alle Parteien dieses 
Ziel abstrakt vertreten, jedoch zu wenig 
konkrete Ziele und Maßnahmen benennen und 
sich vor allem nicht ausreichend mit den 
Prozessen und Institutionen beschäftigen, die 
Regulierung und Bürokratie kontinuierlich 
ausbauen. Die von Bürokratie besonders 
betroffene Wirtschaft zieht eine bittere Bilanz 
der politischen Bemühungen, Bürokratie 
abzubauen. In Unternehmensbefragungen gibt 
die große Mehrheit der Manager und 
Eigentümer zu Protokoll, dass sie bisher keine 
nennenswerte Entlastung erkennen können und 
zumindest für diese Legislaturperiode auch 
nicht mehr erwarten. Gerade der kleine 
Mittelstand leidet unter dem Aufwand. Diese 
Gruppe war ursprünglich ausgeprägt FDP- und 
Unions-affin und ist heute überproportional bei 
den Anhängern der AfD vertreten – nicht nur 
aufgrund der wuchernden Bürokratielasten, 
sondern auch aus dem Eindruck heraus, dass 
ihre Belastungen und Herausforderungen 
generell von den Parteien der politischen Mitte 
zu wenig zur Kenntnis genommen werden. 
Auch die FDP hat sich von ihrer klassischen 
Klientel, die Eigenverantwortung lebt und 
leben möchte, entfernt. 
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In einer Zeit, in der die FDP jedoch kaum von 
strategischen Wählern profitieren kann, die sie 
als Korrektiv in einer Koalition wählen – dazu 
fehlen zurzeit schlicht die Koalitionsoptionen – 
hängen ihre Chancen vor allem davon ab, wofür 
sie steht und wer für sie steht. Die 
Entscheidung, es auf dem bevorstehenden 
Parteitag nicht zu einer Kampfkandidatur 
kommen zu lassen, ist nachvollziehbar, 
berücksichtigt man die extremen Unterschiede 
in Bekanntheit und Popularität. Wolfgang 
Kubicki ist bundesweit 77 Prozent ein Begriff, 
Henning Höne weniger als 10 Prozent. Kubicki 
polarisiert zwar, wird aber überwiegend positiv 
gesehen: 47 Prozent der Bevölkerung, 71 
Prozent des FDP-Potentials haben von ihm eine 
gute Meinung, 40 Prozent sehen ihn kritisch; 
dies ist die beste Bewertung unter 15 in die 
Untersuchung einbezogenen FDP-Politikern 
und Politikerinnen. Ob es gelingt, die Partei 
wieder sichtbar und anziehend zu machen, ist 
völlig offen. Aber die Chance besteht. 

 

Tabelle A 10 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

U N T E R S U C H U N G S D A T E N 

 

Befragter Personenkreis: Deutsche Wohnbevölkerung ab 16 Jahre in 
der Bundesrepublik Deutschland 

Anzahl der Befragten:  1015 

Befragungszeitraum: 18.04. bis 30.04.2026 

Methode: Repräsentative Quotenauswahl 

Art der Interviews: Mündlich-persönliche Interviews 
(face-to-face) 



 

 

 

 
A n h a n g t a b e l l e n 



 

 

 
Braucht Deutschland die FDP? 
  
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Glauben Sie, wir brauchen in Deutschland die FDP, oder geht es auch 

ohne?" 
 
 
 
 
 
 
   Bevölkerung insgesamt 
   -------------------------------- 
   2000 2024 2026 
 
   % % % 
 
 Brauchen FDP ................................................ 41 ....... 18 .......... 24 
 
 Geht auch ohne .............................................. 40 ....... 56 .......... 50 
 
 Unentschieden ...............................................  19 ......  26 .........  26 
   100 100 100 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 1 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 6091,12096, 13017 



 

 

 
Rückkehr der FDP in den Bundestag? 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Ist es Ihnen wichtig, dass die FDP bei der nächsten Bundestagswahl 

wieder in den Bundestag kommt, oder ist Ihnen das nicht so wichtig?" 
 
 
 
 
   Bevölkerung insgesamt 
   -------------------------------- 
   2024 2025 2026 
 
   % % % 
 
 Ist mir wichtig .................................................. 16 ....... 17 .......... 18 
 
 Nicht wichtig .................................................... 44 ....... 45 .......... 29 
 
 Ist mir egal ...................................................... 28 ....... 30 .......... 42 
 
 Unentschieden ...............................................  12 ........  8 .........  11 
   100 100 100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 12096,12099, 13015 

Tabelle A 2 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 



 

 

 
Potential der FDP 
 
 
 
 
FRAGE: "Könnten Sie sich vorstellen, dass Sie bei irgendeiner Wahl, egal, ob 

Bundestagswahl, Landtagswahl, Kommunalwahl oder Europawahl, in 
den nächsten Jahren einmal die FDP wählen, oder käme das für Sie 
nicht in Frage?" 

 
 
   Bevölkerung insgesamt West- Ost- 
   -------------------------------- deutschland deutschland 
   März April   
   2026 2026   
   % % % % 
Ja, könnte mir  
das vorstellen ................. 16................ 22 23 ...................... 16 
Käme für mich 
nicht in Frage ................. 54................ 48 47 ...................... 51 
Wähle nicht ...................... 5.................. 4 4 ....................... 7 
Bin nicht wahl- 
berechtigt  ....................... 3.................. 2 3 ....................... x 
Unentschieden ..............  22...............  24  23 .....................  26 
  100 100 100 100 
 
 
   Sozioökonomischer FDP in den letzten 
   Status 10 Jahren gewählt 
   -----------------------------------  
   niedrig mittel hoch  
   % % % % 
 
Ja, könnte mir 
das vorstellen ..................... 16 ........... 23 ......... 25 69 
Käme für mich 
nicht in Frage 50 47 48 13 
Wähle nicht .......................... 9 ............. 4 ........... 2 x 
Bin nicht wahl- 
berechtigt  ........................... 2 ............. 2 ........... 3 1 
Unentschieden ..................  23 ..........  24 ........  22  17 
  100 100 100 100 
 
 
 
x = weniger als 0,5 Prozent 
 
 
 
 
 

Tabelle A 3 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 13015,13017 



 

 

 
Früher die FDP gewählt? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Haben Sie in den vergangenen 10 Jahren mal bei irgendeiner Wahl die 

FDP gewählt, egal ob bei einer Bundestagswahl, Landtagswahl, 
Kommunalwahl oder Europawahl, oder ist das nicht der Fall?" 

 
 
 
 
 
 
 
   Bevölkerung 
   insgesamt 
 
   % 
    
 
 Habe FDP gewählt .................................................................. 20 
 
 Nicht der Fall .......................................................................... 75 
 
 Unentschieden, weiß nicht mehr .............................................   5 
   100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 4 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13015 



 

 

 
Braucht Deutschland eine liberale Partei? 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Glauben Sie, wir brauchen in Deutschland eine liberale Partei, oder geht 

es auch ohne?" 
 
 
 
 
 
 
   Bevölkerung Altersgruppen Soziökonomischer 
   insgesamt --------------------------------------- Status 
    16-29 30-44 45-59 60 Jahre ----------------------------- 
    Jahre Jahre Jahre u. älter niedrig mittel hoch 
 
   % % % % % % % % 
 
Brauchen 
liberale 
Partei ...................... 31 31 ...... 25...... 32 ........ 34 29 ..... 31 ...... 34 
 
Geht auch 
ohne liberale 
Partei ...................... 35 23 ...... 46...... 30 ........ 37 39 ..... 37 ...... 28 
 
Unentschieden ......  34  46 .....  29.....  38 .......  29  32 ....  32 .....  38 
  100 100 100 100 100 100 100 100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 5 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13017, April 2026 



 

 

 
Persönliches Freiheitsgefühl 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Wie empfinden Sie Ihr gegenwärtiges Leben, fühlen Sie sich frei oder 

unfrei? Sagen Sie es mir bitte nach der Leiter. Zehn würde bedeuten, Sie 
haben das Gefühl, in Ihrem gegenwärtigen Leben ein ganz freier Mensch 
zu sein, null würde bedeuten, Sie haben das Gefühl, vollkommen unfrei 
zu sein. Welche Stufe zwischen null und zehn wählen Sie?" 

 
 
   Bevölkerung 
   insgesamt 
 
   % 
 
 
 Vollkommen frei 
 10 ................................................................................ 6 
 9 ................................................................................ 14 
 9 ................................................................................ 23 
 7 ................................................................................ 23 
 6 ................................................................................ 11 
 5 ................................................................................ 12 
 4 .................................................................................. 5 
 3 .................................................................................. 3 
 2 .................................................................................. 1 
 1 ................................................................................... x 
 0 .................................................................................. 1 
 Vollkommen unfrei  
 
 
 Im Durchschnitt ................................................................... 7 
 
 
 x=weniger als 0,5 Prozent 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 6 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13017, April 2026 

22 



 

 

 
Eingriffe des Staates in die Wirtschaft 
 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Wie sehen Sie das: Greift der Staat bei uns zu viel in die Wirtschaft ein, 

oder zu wenig, oder gerade richtig?" 
 
 
 
 
 
   Bevölkerung Anhänger der – 
   insgesamt --------------------------------------------------------- 
    CDU/ FDP SPD B.90/ Die AfD  
    CSU   Grüne Linke   
   %  % % % % % % 
 
Zu viel   ...................... 34 32 ....... 42 ...... 15 ........ 18 ......... 26 ...... 68 
 
Zu wenig   ...................... 24 15 ....... 18 ...... 35 ........ 37 ......... 39 ...... 10 
 
Gerade richtig ................. 15 23 ....... 21 ...... 18 ........ 13 ......... 10 ........ 7 
 
Unentschieden ..............  27  30 ......  19 .....  32 .......  32 ........  25 .....  15 
   100 100 100 100 100 100 100 
    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 7 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13017, April 2026 



 

 

 
Ausgreifender Staat 
 
 
 
 
FRAGE: "Hier unterhalten sich zwei über das Verhalten des Staates. Wer von 

beiden sagt das, was auch Sie denken?“ 
 
 
 
 
 
 
   Bevölk. Anhänger der – 
   insg. --------------------------------------------------------- 
    CDU/ FDP SPD B.90/ Die AfD  
    CSU   Grüne Linke   
   % % % % % % % 
 
"Ich finde, der Staat 
 kümmert sich heute um zu 
 vieles und versucht zu 
 häufig, durch Eingriffe 
 Probleme der Bürger zu 
 lösen. Das kostet sehr viel 
 Geld und belastet damit 
 auch die Bürger finanziell." ......... 50 45 ....... 74 ...... 33 ........ 40 ......... 51 ...... 73 
 
 
"Das sehe ich anders.  
 Angesichts der vielen Krisen 
 und Herausforderungen 
 finde ich es gut, dass der 
 Staat viel übernimmt und 
 regelt, auch wenn das viel 
 Geld kostet und zu höheren 
 Steuern und Abgaben für 
 die Bürger führt." ........................ 26 27 ....... 10 ...... 36 ........ 35 ......... 33 ...... 12 
 
Unentschieden ...........................  24  28 ......  16 .....  31 .......  25 ........  16 .....  15 
   100 100 100 100 100 100 100 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 8 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13017, April 2026 



 

 

 
Solide Haushaltsspolitik ist für potentielle 
FDP-Wähler besonders wichtig 
 
 
 
 
 
 
FRAGE: "Hier auf den Karten stehen verschiedene politische Ziele. Für welche 

davon müsste sich eine liberale Partei Ihrer Meinung nach einsetzen?“ 
 
 
 
 
 
   Bevölkerung Wahl der FDP 
   insgesamt ist vorstellbar 
 
   % % 
 
 
 
 
 
 Eine solide Haushaltspolitik 
 machen .............................................. 71 ................................. 80 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Tabelle A 9 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

Auszug 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13017, April 2026 



 

 

 
Kubicki und Höne 
 
 
 
 
FRAGE: "Hier habe ich Karten mit Namen von FDP-Politikern. Könnten Sie die 

bitte einmal durchsehen und mir alle herauslegen, von denen Sie schon 
einmal gehört oder gelesen haben?" 

 
   Bevölkerung 
   insgesamt 
   % 
 
 
 
 
 
 Wolfgang Kubicki ........................................................ 77 
 
 Henning Höne ............................................................... 6 
 
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
 
FRAGE: "Hier habe ich Karten mit Namen von FDP-Politikern. Könnten Sie die 

bitte einmal durchsehen und mir alle herauslegen, von denen Sie schon 
einmal gehört oder gelesen haben?" 

 
 Falls: Mindestens einer der Politiker ist bekannt: 
 
FRAGE: "Hier habe ich noch einmal die Karten mit FDP-Politikern, von denen Sie 

schon mal gehört haben. Könnten Sie die Karten jetzt bitte einmal auf 
dieses Blatt verteilen, je nachdem, ob Sie von dem Politiker eher eine 
gute Meinung haben oder keine gute Meinung?“ 

 
 
 
  
   Bevölkerung 
   insgesamt 
   % 
 
 Gute Meinung ............................................................. 47 
 Keine gute Meinung .................................................... 40 
 Politiker ist nicht bekannt ...........................................  13 
   100 
 
 
    
 
 

Tabelle A 10 
Bundesrepublik Deutschland 

Bevölkerung ab 16 Jahre 
 

Auszug 

Wolfgang Kubicki 

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 13017, April 2026 



CDU/ FDP SPD Bü.90/ DIE AfD Freie BSW Sons-
CSU GRÜNE LINKE Wähler tige

% % % % % % % % %

﻿2016: Jahresdurchschnitt 34,0 7,5 23,0 11,0 9,0 11,0 - - 4,5

﻿2017: Jahresdurchschnitt 36,0 9,0 25,0 8,5 8,5 9,0 - - 4,0

﻿2018: Jahresdurchschnitt 31,5 9,5 19,0 13,0 9,5 13,5 - - 4,0

﻿2019: Jahresdurchschnitt 30,0 7,5 16,0 20,5 8,0 13,0 - - 5,0

﻿2020: Jahresdurchschnitt 35,5 6,5 16,0 20,0 7,5 10,0 - - 4,5

﻿2021: Jahresdurchschnitt 28,5 10,5 20,0 19,0 6,5 10,0 - - 5,5

24,1 11,5 25,7 14,8 4,9 10,3 - - 8,7

﻿2022: Jahresdurchschnitt 28,0 8,5 23,0 18,5 5,0 11,0 - - 6,0

﻿2023: Jahresdurchschnitt 31,0 7,0 19,0 15,0 4,0 17,0 1,0 - 6,0

﻿2024: Jahresdurchschnitt 34,0 5,0 16,0 12,0 2,0 16,5 0,5 7,0 7,0

28,5 4,3 16,4 11,6 8,8 20,8 1,5 5,0 3,1

4. - 16. Juli 29,0 4,0 15,0 12,0 9,0 23,0 - 3,5 4,5
1. - 14. August 28,0 4,0 16,0 11,0 10,0 22,5 - 4,0 4,5
5. - 17. September 27,0 4,0 15,0 11,0 11,0 24,0 - 3,0 5,0
26. Sept. - 10. Okt. 26,0 3,0 15,0 11,0 11,0 25,0 - 4,0 5,0
23. Okt. - 6. Nov. 27,0 3,5 15,5 11,0 10,0 24,0 - 4,0 5,0
22. Nov. - 4. Dez. 27,0 4,5 14,0 12,5 9,0 25,0 - 3,0 5,0
Jahresdurchschnitt 29,0 4,0 15,5 11,5 8,5 22,5 - 4,0 5,0

﻿2026: 6. - 19. Januar 27,0 3,5 15,0 11,5 10,0 25,0 - - 8,0
6. - 19. Februar 27,0 4,0 16,0 12,0 10,0 24,0 - - 7,0
27. Feb. - 12. März 28,0 4,0 16,0 11,5 10,0 23,0 - - 7,5
23. März - 9. April 26,0 4,0 14,0 13,0 10,0 25,0  - - 8,0
18. bis 30. April 25,0 4,5 12,5 14,0 10,0 26,0  - - 8,0

Befragt wurden in der aktuellen Umfrage persönlich-mündlich insgesamt 1.015 Personen.
Bei dieser Stichprobengröße beträgt die Fehlerspanne bei einem Anteilswert 
von 30 Prozent rund +/- 3 Prozentpunkte und bei einem Anteilswert von 
10 Prozent rund +/- 2 Prozentpunkte.
﻿QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie, zuletzt IfD-Umfrage 13017

﻿Bundestagswahl 
23.02.2025

﻿Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland –
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

Tabelle B 1
Gesamtdeutschland 

Wahlberechtigte Bevölkerung 
mit konkreter Parteiangabe

﻿Zweitstimmen Gesamtdeutschland

﻿Bundestagswahl 
26.09.2021
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"Die Chancen der FDP. Die Freien Demokraten waren 

 lange im Sinkflug. Nun wächst ihr Wählerpotential 

 wieder."  
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Bittsteller in Peking
Von Nikolas Busse

K ein Land hat in den vergan-
genen Jahren so von den Feh-
lern anderer profitiert wie 

China. So musste Putin jetzt wieder 
als Juniorpartner nach Peking reisen. 
Je länger der Ukrainekrieg dauert, 
desto abhängiger wird er von Xi Jin-
ping: wirtschaftlich, militärtechnisch, 
politisch sowieso. Xi hat es nicht ein-
mal nötig, Putins Drängen beim Bau 
einer neuen Gaspipeline schnell 
nachzugeben. Putin kam unmittelbar 
nach Trump, der Amerikas Position 
schon zweimal geschwächt hat. Das 
erste Mal war mit den Zöllen, denn 
auf die reagierte China äußerst effek-
tiv mit der Ausfuhrbeschränkung von 
Seltenen Erden. 

Trumps devoter Auftritt in Peking, 
sein Buhlen um Handel, zeigte, wie 
sehr Xi den neuen US-Protektionis-
mus unterlaufen hat. Nun kommt der 
Irankrieg hinzu, der die abdankende 
Weltmacht militärisch stark im Na-
hen Osten bindet. Und in Asien, wo-
rauf sich Amerika angeblich kon-
zentrieren wollte, fährt der Zug geo-
politisch wieder in Richtung China: 
Trump wackelt in der Taiwanfrage, 
Xi kann in Südostasien aushelfen. 
Europäer waren in jüngster Zeit 
ebenfalls in Peking, auch sie kommen 
vor allem als Bittsteller. Die EU-
Staaten haben wichtige wirtschaftli-
che und militärische Entwicklungen 
verschlafen, was ihr Gewicht so ge-
schmälert hat, dass ein deutscher 
Bundeskanzler heute seine Hoffnun-
gen zur Beendigung eines Krieges in 
Europa auf ein Machtwort aus China 
setzt.

Die Jäger
Von Philip Eppelsheim

D ie AfD in Thüringen will 
nach eigenem Bekunden zei-
gen, wie CDU-Ministerpräsi-

dent Voigt tickt. Dafür haben die 
Populisten Plagiatsjäger Weber be-
zahlt, damit der die Doktorarbeit von 
Voigt noch einmal untersucht. Das 
sagt allerdings nichts über Voigts 
Charakter aus, dafür sehr viel über 
das Ticken von AfD und Weber. Der 
AfD geht es augenscheinlich nicht 
darum, unbekannte Missstände öf-
fentlich zu machen. Voigts Doktor-
arbeit ist schließlich längst ein Fall 
fürs Gericht, die Technische Univer-
sität Chemnitz hat ihm den Doktorti-
tel im Januar aberkannt.

Es geht der Höcke-Truppe vielmehr 
darum, das Thema wieder an die Öf-
fentlichkeit zu zerren, um den Minis-
terpräsidenten  als jemanden darzu-
stellen, der charakterschwach sei, lüge 
und betrüge. Es ist das altbekannte 
perfide Spiel der AfD, auf das leider 
zu viele Bürger hereinfallen. Und was 
Plagiatsjäger Weber angeht: Er lässt 
sich (gegen Geld) vor diesen Karren 
spannen. Fraglich ist allerdings, wie 
gut er selbst seine Arbeit macht. 
Schließlich hat Weber Voigts Doktor-
arbeit schon vor der Landtagswahl 
untersucht. Dass er nun mehr als hun-
dert weitere Plagiatsstellen gefunden 
haben will, kann bedeuten, dass er da-
mals seinen Job nicht richtig gemacht 
hat. Oder er hat nun schlicht und ein-
fach noch etwas gefunden, weil er et-
was finden sollte, damit Höcke und er 
ihre Show abziehen können. Zu Recht 
spricht selbst die Linkspartei von 
einer „lächerlichen PR-Aktion“.

| Deutsche Fragen – Deutsche Antworten |

der Zweite findet, dass sich der Staat heute 
um zu vieles kümmert und durch stete 
Eingriffe versucht, die Probleme der Bür-
ger zu lösen – mit erheblichen Folgekos-
ten, die zwangsläufig auch die Bürger be-
lasten. Nur 26 Prozent  verteidigen den 
ausgreifenden Staat, auch wenn das zu hö-
heren Belastungen führt. Besonders aus-
geprägt ist die Abneigung gegen einen 
ausgreifenden Staat bei den Anhängern 
von FDP und AfD, besonders gering bei 
denen von SPD, Grünen und Linkspartei.

V on der gesellschaftlichen 
Grundstimmung her existiert 
durchaus ein beachtlicher Reso-
nanzboden für liberale Positio-

nen und eine ernsthafte Diskussion über 
die Rolle des Staates in Beziehung zu sei-
nen Bürgern und zur Wirtschaft. Wenn 
ohne Bezug zu irgendeiner Partei die 
Grundsätze eines liberalen Programms 
zur Debatte gestellt werden, ist die Anzie-
hungskraft dieses Programms beachtlich.

Als Grundzüge des Programms wur-
den skizziert: weniger Einfluss des Staa-
tes und Stärkung der Eigenverantwor-
tung der Bürger; Abbau von Subven-
tionen; Senkung von Steuern und 
Abgaben; Abbau von Bürokratie; mög-

lichst wenig staatliche Eingriffe in die 
Wirtschaft und den Arbeitsmarkt; mehr 
Wettbewerb im Gesundheitswesen; Be-
schränkung der Zuständigkeit der euro-
päischen Ebene, größere Gestaltungs-
spielräume für die Mitgliedstaaten. Mit 
diesen Leitlinien konfrontiert, ziehen 
40 Prozent der Bevölkerung die Bilanz, 
dass eine politische Kraft mit dieser Pro-
grammatik bei Wahlen für sie durchaus 
in Betracht käme. Insbesondere die An-
hänger von FDP und AfD reagieren 
positiv. Eine revitalisierte liberale Partei 
hätte also durchaus Chancen, gemäßigte 
Segmente der AfD-Anhänger zu errei-
chen (Schaubild 4).

In den vergangenen Jahren hat die FDP 
wesentliche Felder liberaler Programma-
tik aber nur eingeschränkt besetzt.  Die 
überwältigende Mehrheit erwartet von 
einer liberalen Partei, dass sie den Abbau 
von Bürokratie vorantreibt, die Rahmen-
bedingungen für die Wirtschaft verbes-
sert, die Freiheitsspielräume der Bürger 
schützt, Steuern und Abgaben senkt und 
zugleich für eine solide Haushaltspolitik 
steht. Mehr als 70 Prozent der Bürger er-
warten das von einer liberalen Partei, im 
weiten Potential der FDP über 80 Prozent. 
Darüber hinaus erwartet die große Mehr-

Hat die FDP noch eine Chance?

Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach, jüngste Umfrage: 18.4.– 30.4.2026, 1015 Befragte  / F.A.Z.-Grafik fbr.
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Greift der Staat bei uns zu viel / zu stark in die Wirtschaft / in das Leben der Bürger ein?

Hat die FDP das Zeug dazu?

Abbau von Bürokratie 78 46
Stärkung der Wirtschaft 75 63
Schutz der Freiheit der Bürger 74 48
Senkung von Steuern und Abgaben 72 38
Solide Haushaltspolitik 71 38
Modernisierung der Verwaltung 65 37
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Die Chancen der FDP
Die Freien Demokraten waren  
lange im  Sinkflug. Nun wächst  
ihr Wählerpotential   wieder.
Von Prof. Dr. Renate Köcher, 
Institut für Demoskopie 
Allensbach

N ach einem Jahr, in dem die FDP 
nahezu unaufhaltsam in der 
Bedeutungslosigkeit zu versin-
ken schien, wächst zurzeit die 

Neugier, ob diese Partei tatsächlich ein Re-
vival schafft. Die Ausgangslage ist schwie-
rig: Bei allen Landtagswahlen der vergan-
genen Monate wiederholte sich die Nie-
derlage der Bundestagswahl. Die in 
diesem Jahr noch anstehenden Landtags-
wahlen versprechen im Moment wenig 
Gutes, da die FDP in allen drei Ländern in 
Umfragen unter fünf Prozent notiert, teil-
weise deutlich. Auch auf Bundesebene 
stünden zurzeit die Chancen schlecht, wie-
der in den Bundestag einzuziehen.

Trotzdem ist die FDP nicht chancenlos. 
Sie hat nie die Sympathien der Mehrheit 
gewonnen, braucht sie aber auch nicht. 
Aber sie ist auf eine kritische Masse von 15 
bis 20 Prozent der Bürger angewiesen, die 
die FDP im politischen Spektrum nicht 
missen möchten und grundsätzlich bereit 
sind, sie in einer Wahl zu unterstützen. 
Dieses Potential existiert nach wie vor und 
wächst zurzeit. 24 Prozent der Bevölke-
rung sind überzeugt, dass die FDP ge-
braucht wird; über die vergangenen 25 
Jahre hinweg schwankte dieser Wert zwi-
schen 18 und 41 Prozent; er erreichte sei-
nen Tiefpunkt mit 18 Prozent am Ende der 
Ampelkoalition.

Knapp jedem Fünften ist es auch wich-
tig, dass die FDP bei der nächsten Bundes-
tagswahl wieder ins Parlament einzieht; 
auch hier ist über die vergangenen zwei 
Jahre hinweg tendenziell ein Anstieg zu 
verzeichnen. Der Kreis, der grundsätzlich 
bereit ist, bei einer Wahl, sei es auf Bun-
des-, Länder- oder kommunaler Ebene, 
die FDP zu unterstützen, liegt zurzeit so-
gar bei 22 Prozent. Schon die Debatte der 
letzten Wochen hat zu einem deutlichen 
Anstieg geführt; im März konnten sich nur 
16 Prozent vorstellen, die FDP bei Wahlen 
zu unterstützen. Dieses weite Potential der 
FDP rekrutiert sich überdurchschnittlich 
aus Westdeutschland und den höheren so-
zialen Schichten, aber vor allem aus dem 
Kreis früherer FDP-Wähler. Knapp jeder 
Fünfte hat in den letzten zehn Jahren ein-
mal oder wiederholt FDP gewählt. Davon 
sind 69 Prozent  offen dafür, die Partei auch 
bei künftigen Wahlen zu unterstützen.

Das weite Potential des Liberalismus 
ist noch signifikant größer. Die Ein-
schätzung, ob die FDP im politischen 
Spektrum unverzichtbar ist, wird 
zwangsläufig auch vom Agieren der Par-
tei in den vergangenen Legislaturperio-
den beeinflusst, das nur begrenzt als von 
liberalen Prinzipien geleitet wahrge-
nommen wurde. Der Kreis, der eine libe-
rale Partei in Deutschland für unver-
zichtbar hält, ist größer und stabiler als 
der Kreis derjenigen, die die FDP für un-
verzichtbar halten. 31 Prozent ist es 
wichtig, dass im politischen Spektrum 
eine liberale Partei vertreten ist (Schau-
bild 1). Diese Überzeugung wird auch in 
der jungen Generation und quer durch 
alle sozialen Schichten  vertreten.

Die Wahrung von Freiheitsspielräumen, 
das wesentliche Credo einer liberalen Be-
wegung, ist für die Bevölkerung keines-
wegs überholt. Zwar fühlt sich die Mehr-
heit weitgehend frei. Anhand einer elfstu-
figen Skala von null (völlig unfrei) bis 
zehn (vollkommen frei) setzt die Bevölke-
rung ihr persönliches Freiheitsgefühl im 
Durchschnitt bei der hohen Skalenstufe 
sieben an, nur 20 Prozent bei niedrigen 
Stufen zwischen null und fünf. Trotzdem 
gibt es zunehmend Unbehagen über staat-
liche Eingriffe. 50 Prozent der Bürger zie-
hen die Bilanz, dass der Staat zu stark in 
das Leben der Bürger eingreift und zu viel 
vorschreibt. Vor gut zehn Jahren äußerten 
sich nur 38 Prozent so (Schaubild 2).

Jeder Dritte hält auch die Eingriffe des 
Staates in die Wirtschaft für übertrieben, 
während deutlich weniger (24 Prozent) für 
verstärkte Eingriffe in die Wirtschaft vo-
tieren (Schaubild 3); diese Position wird 
vor allem von Anhängern der Linkspartei, 
der Grünen und der SPD vertreten, wäh-
rend die Anhänger von CDU, FDP und vor 
allem der AfD die staatlichen Interventio-
nen kritisch sehen. Der ausgreifende Staat 
ist keineswegs das Ideal der Mehrheit. Je-

heit Engagement für freie Märkte und 
Freihandel, stabile Energiepreise, Tech-
nologieoffenheit, Modernisierung der 
Verwaltung und auch innere Sicherheit. 
Gerade mit dem letzten Ziel hat sich die 
FDP in der Vergangenheit oft schwerge-
tan, beispielsweise auch oft dem Daten-
schutz den Vorrang vor einer konsequen-
ten Verbrechensbekämpfung eingeräumt. 
Die Garantie von Sicherheit ist jedoch 
eine Kernaufgabe des Staates, die von je-
der Partei eingefordert wird.

A uch Engagement für Bildung 
und Forschung, für eine um-
fassende Modernisierung und 
Effizienzsteigerung, für mehr 

Chancengleichheit, Generationenge-
rechtigkeit und Eigenverantwortung so-
wie eine überlegte Einwanderungspolitik 
gehören zum Pflichtenheft der Mehrheit 
für eine liberale Partei. Gleicht man diese 
Erwartungen mit dem Zielprofil der FDP 
ab, so wie es zurzeit von der Bevölkerung 
wahrgenommen wird, gibt es durchaus 
Leitlinien, die ihr von der Mehrheit zuge-
ordnet werden. So attestieren 63 Prozent 
der FDP, dass sie sich für bessere Rah-
menbedingungen für die Wirtschaft ein-
setzt, 57 Prozent, dass sie freie Märkte 
und Freihandel hochhält. Jeder Zweite ist 
überzeugt, dass sie sich für weniger staat-
liche Eingriffe starkmacht. Knapp jeder 
Zweite nimmt sie auch als Anwalt von 
weniger Bürokratie wahr.

Es gibt jedoch auch gravierende Defi-
zite gegenüber den Erwartungen an eine 
liberale Partei. Die Abweichungen von 
dem Zielprofil sind teilweise enorm – 
und dies, obwohl die FDP in der vergan-
genen Legislaturperiode teilweise die 
zuständigen Ministerien verantwortete. 
71 Prozent erwarten von einer liberalen 
Partei, dass sie sich für eine solide Haus-
haltspolitik einsetzt, 38 Prozent attestie-
ren dies der FDP; 60 Prozent erwarten 
die Förderung von Forschung und Inno-
vationen, 28 Prozent haben den Ein-
druck, dass sich die FDP dafür engagiert. 
Einsatz für bessere und modernere 
Schulen erwarten 62 Prozent, 24 Prozent 
gehen davon aus, dass dies ein Anliegen 
der FDP ist (Schaubild 5).

46 Prozent nehmen der FDP zwar ab, 
dass sie gegen die wuchernde Bürokratie 
kämpft, auch hier ist der Anteil jedoch 
noch wesentlich größer, der dies von einer 
liberalen Partei erwartet. Das Problem ist, 
dass alle Parteien dieses Ziel abstrakt ver-
treten, jedoch zu wenig konkrete Ziele 
und Maßnahmen benennen und sich vor 
allem nicht ausreichend mit den Prozes-
sen und Institutionen beschäftigen, die 
Regulierung und Bürokratie kontinuier-
lich ausbauen. Die von Bürokratie beson-
ders betroffene Wirtschaft zieht eine bit-
tere Bilanz: In Unternehmensbefragun-
gen gibt die große Mehrheit der Manager 
und Eigentümer zu Protokoll, dass sie bis-
her keine nennenswerte Entlastung er-
kennen können und zumindest für diese 
Legislaturperiode auch nicht mehr erwar-
ten. Gerade der kleine Mittelstand leidet 
unter dem Aufwand.

Auch die FDP hat sich von ihrer klassi-
schen Klientel entfernt, die Eigenverant-
wortung lebt und leben möchte. In einer 
Zeit, in der die Partei jedoch kaum von 
strategischen Wählern profitieren kann, 
die sie als Korrektiv in einer Koalition 
wählen – dazu fehlen zurzeit schlicht die 
Koalitionsoptionen –, hängen ihre Chan-
cen vor allem davon ab, wofür sie steht 
und wer für sie steht. Die Entscheidung, es 
auf dem bevorstehenden Parteitag nicht 
zu einer Kampfkandidatur kommen zu 
lassen, ist nachvollziehbar. 

Wolfgang Kubicki ist bundesweit 77 
Prozent ein Begriff, Henning Höne weni-
ger als zehn Prozent. Kubicki polarisiert 
zwar, wird aber überwiegend positiv gese-
hen: 47 Prozent der Bevölkerung, 71 Pro-
zent des FDP-Potentials haben von ihm 
eine gute Meinung, 40 Prozent sehen ihn 
kritisch; dies ist die beste Bewertung unter 
15 in die Untersuchung einbezogenen 
FDP-Politikern und -Politikerinnen. Ob es 
gelingt, die Partei wieder sichtbar und an-
ziehend zu machen, ist völlig offen. Aber 
die Chance besteht.

Grit Tüngler Foto Picture Alliance

Das Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe (BBK) 
hat ausdrücklich die Aufgabe, das 
scheinbar Unmögliche zu denken. Re-
gelmäßig erstellt die in Bonn ansässi-
ge Behörde deshalb Risikoanalysen. 
Jene aus dem Jahr 2012 illustriert 
rückblickend besonders anschaulich, 
wie gering das Risikobewusstsein in 
Deutschland lange Zeit war. Sie trug 
den Titel „Pandemie durch Virus Mo-
di-Sars“, wurde von viel zu wenigen in 
Politik, Verwaltung oder Medien ernst 
genommen – und Anfang 2020  hoch-
aktuell, als Sars-CoV-2 auch Deutsch-
land erreichte.

Der Beginn des russischen An-
griffskriegs auf die Ukraine zwei Jahre 
später hat die Sicherheitslage in ganz 
Europa drastisch verschärft. Das 
BBK, dessen gesetzlicher Auftrag es 
ist, die Bevölkerung im Verteidigungs-
fall zu schützen, trat erstmals ins Be-
wusstsein einer breiteren Öffentlich-
keit. Wie groß der Investitionsbedarf  
ist, macht der nun vom Bundeskabi-
nett beschlossene „Pakt für Zivil-
schutz“ deutlich. Zehn Milliarden 
Euro sollen bis 2029 für eine Grund-
ausstattung mit Feldbetten, Spezial-
fahrzeugen, die bundesweit einheitli-
che Ausbildung von Einsatzkräften 
oder ein App-gestütztes Schutzraum-
leitsystem investiert werden.

Nach dem altersbedingten Aus-
scheiden des BBK-Präsidenten Ralph 
Tiesler Ende Januar übernahm zum 1. 
April die bisher nur unter Fachleuten 
bekannte Grit Tüngler das Amt. Zu-
vor war sie mehr als 20 Jahre lang an 
verschiedenen Positionen in der Bun-
desverwaltung tätig gewesen. Nach 
ihrem Zweiten Juristischen Staatsexa-
men in Hamburg fing die 1974 in 
Schwerin geborene Tüngler im Bun-
desamt für Seeschifffahrt und Hydro-
logie an, wo sie sich rasch bewährte 
und bis 2017 Leitungsfunktionen in-
nehatte. Bis 2025 war sie dann im Ver-
kehrs- und Digitalministerium in Ber-
lin unter anderem Leiterin des Refe-
rats Luftsicherheit (Abwehr äußerer 
Gefahren/Cybersicherheit).

Für Tüngler sprach aus Sicht von 
Innenminister Alexander Dobrindt 
(CSU) auch, dass in ihrer bisherigen 
Laufbahn stets sicherheitspolitische 
Aspekte eine wichtige Rolle spielten. 
Als BBK-Präsidentin muss sie nun an 
der Modernisierung und Synchroni-
sierung des Zivil- und Katastrophen-
schutzes in Deutschland mitwirken. 
Das ist schon deshalb keine leichte 
Aufgabe, weil der Katastrophenschutz 
im föderalen Gefüge Ländersache ist, 
der Bund also keine durchgreifenden 
Befugnisse hat. 

Eine neue Erfahrung ist für Tüng-
ler, dass sie nun nicht mehr nur nach 
innen, sondern zugleich öffentlich 
wirken muss. Denn das BBK ist etwa 
mit seinen Hinweisen für Notvorräte 
auch dafür zuständig, in der Bevölke-
rung das Bewusstsein dafür zu schär-
fen, dass es im Zivil- und Katastro-
phenschutz in Anbetracht der multi-
plen Krisen keine Gewissheiten mehr 
gibt. Reiner Burger
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Bittsteller in Peking
Von Nikolas Busse

K ein Land hat in den vergan-
genen Jahren so von den Feh-
lern anderer profitiert wie 

China. So musste Putin jetzt wieder 
als Juniorpartner nach Peking reisen. 
Je länger der Ukrainekrieg dauert, 
desto abhängiger wird er von Xi Jin-
ping: wirtschaftlich, militärtechnisch, 
politisch sowieso. Xi hat es nicht ein-
mal nötig, Putins Drängen beim Bau 
einer neuen Gaspipeline schnell 
nachzugeben. Putin kam unmittelbar 
nach Trump, der Amerikas Position 
schon zweimal geschwächt hat. Das 
erste Mal war mit den Zöllen, denn 
auf die reagierte China äußerst effek-
tiv mit der Ausfuhrbeschränkung von 
Seltenen Erden. 

Trumps devoter Auftritt in Peking, 
sein Buhlen um Handel, zeigte, wie 
sehr Xi den neuen US-Protektionis-
mus unterlaufen hat. Nun kommt der 
Irankrieg hinzu, der die abdankende 
Weltmacht militärisch stark im Na-
hen Osten bindet. Und in Asien, wo-
rauf sich Amerika angeblich kon-
zentrieren wollte, fährt der Zug geo-
politisch wieder in Richtung China: 
Trump wackelt in der Taiwanfrage, 
Xi kann in Südostasien aushelfen. 
Europäer waren in jüngster Zeit 
ebenfalls in Peking, auch sie kommen 
vor allem als Bittsteller. Die EU-
Staaten haben wichtige wirtschaftli-
che und militärische Entwicklungen 
verschlafen, was ihr Gewicht so ge-
schmälert hat, dass ein deutscher 
Bundeskanzler heute seine Hoffnun-
gen zur Beendigung eines Krieges in 
Europa auf ein Machtwort aus China 
setzt.

Die Jäger
Von Philip Eppelsheim

D ie AfD in Thüringen will 
nach eigenem Bekunden zei-
gen, wie CDU-Ministerpräsi-

dent Voigt tickt. Dafür haben die 
Populisten Plagiatsjäger Weber be-
zahlt, damit der die Doktorarbeit von 
Voigt noch einmal untersucht. Das 
sagt allerdings nichts über Voigts 
Charakter aus, dafür sehr viel über 
das Ticken von AfD und Weber. Der 
AfD geht es augenscheinlich nicht 
darum, unbekannte Missstände öf-
fentlich zu machen. Voigts Doktor-
arbeit ist schließlich längst ein Fall 
fürs Gericht, die Technische Univer-
sität Chemnitz hat ihm den Doktorti-
tel im Januar aberkannt.

Es geht der Höcke-Truppe vielmehr 
darum, das Thema wieder an die Öf-
fentlichkeit zu zerren, um den Minis-
terpräsidenten  als jemanden darzu-
stellen, der charakterschwach sei, lüge 
und betrüge. Es ist das altbekannte 
perfide Spiel der AfD, auf das leider 
zu viele Bürger hereinfallen. Und was 
Plagiatsjäger Weber angeht: Er lässt 
sich (gegen Geld) vor diesen Karren 
spannen. Fraglich ist allerdings, wie 
gut er selbst seine Arbeit macht. 
Schließlich hat Weber Voigts Doktor-
arbeit schon vor der Landtagswahl 
untersucht. Dass er nun mehr als hun-
dert weitere Plagiatsstellen gefunden 
haben will, kann bedeuten, dass er da-
mals seinen Job nicht richtig gemacht 
hat. Oder er hat nun schlicht und ein-
fach noch etwas gefunden, weil er et-
was finden sollte, damit Höcke und er 
ihre Show abziehen können. Zu Recht 
spricht selbst die Linkspartei von 
einer „lächerlichen PR-Aktion“.

| Deutsche Fragen – Deutsche Antworten |

der Zweite findet, dass sich der Staat heute 
um zu vieles kümmert und durch stete 
Eingriffe versucht, die Probleme der Bür-
ger zu lösen – mit erheblichen Folgekos-
ten, die zwangsläufig auch die Bürger be-
lasten. Nur 26 Prozent  verteidigen den 
ausgreifenden Staat, auch wenn das zu hö-
heren Belastungen führt. Besonders aus-
geprägt ist die Abneigung gegen einen 
ausgreifenden Staat bei den Anhängern 
von FDP und AfD, besonders gering bei 
denen von SPD, Grünen und Linkspartei.

V on der gesellschaftlichen 
Grundstimmung her existiert 
durchaus ein beachtlicher Reso-
nanzboden für liberale Positio-

nen und eine ernsthafte Diskussion über 
die Rolle des Staates in Beziehung zu sei-
nen Bürgern und zur Wirtschaft. Wenn 
ohne Bezug zu irgendeiner Partei die 
Grundsätze eines liberalen Programms 
zur Debatte gestellt werden, ist die Anzie-
hungskraft dieses Programms beachtlich.

Als Grundzüge des Programms wur-
den skizziert: weniger Einfluss des Staa-
tes und Stärkung der Eigenverantwor-
tung der Bürger; Abbau von Subven-
tionen; Senkung von Steuern und 
Abgaben; Abbau von Bürokratie; mög-

lichst wenig staatliche Eingriffe in die 
Wirtschaft und den Arbeitsmarkt; mehr 
Wettbewerb im Gesundheitswesen; Be-
schränkung der Zuständigkeit der euro-
päischen Ebene, größere Gestaltungs-
spielräume für die Mitgliedstaaten. Mit 
diesen Leitlinien konfrontiert, ziehen 
40 Prozent der Bevölkerung die Bilanz, 
dass eine politische Kraft mit dieser Pro-
grammatik bei Wahlen für sie durchaus 
in Betracht käme. Insbesondere die An-
hänger von FDP und AfD reagieren 
positiv. Eine revitalisierte liberale Partei 
hätte also durchaus Chancen, gemäßigte 
Segmente der AfD-Anhänger zu errei-
chen (Schaubild 4).

In den vergangenen Jahren hat die FDP 
wesentliche Felder liberaler Programma-
tik aber nur eingeschränkt besetzt.  Die 
überwältigende Mehrheit erwartet von 
einer liberalen Partei, dass sie den Abbau 
von Bürokratie vorantreibt, die Rahmen-
bedingungen für die Wirtschaft verbes-
sert, die Freiheitsspielräume der Bürger 
schützt, Steuern und Abgaben senkt und 
zugleich für eine solide Haushaltspolitik 
steht. Mehr als 70 Prozent der Bürger er-
warten das von einer liberalen Partei, im 
weiten Potential der FDP über 80 Prozent. 
Darüber hinaus erwartet die große Mehr-

Hat die FDP noch eine Chance?
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Hat die FDP das Zeug dazu?

Abbau von Bürokratie 78 46
Stärkung der Wirtschaft 75 63
Schutz der Freiheit der Bürger 74 48
Senkung von Steuern und Abgaben 72 38
Solide Haushaltspolitik 71 38
Modernisierung der Verwaltung 65 37
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Die Chancen der FDP
Die Freien Demokraten waren  
lange im  Sinkflug. Nun wächst  
ihr Wählerpotential   wieder.
Von Prof. Dr. Renate Köcher, 
Institut für Demoskopie 
Allensbach

N ach einem Jahr, in dem die FDP 
nahezu unaufhaltsam in der 
Bedeutungslosigkeit zu versin-
ken schien, wächst zurzeit die 

Neugier, ob diese Partei tatsächlich ein Re-
vival schafft. Die Ausgangslage ist schwie-
rig: Bei allen Landtagswahlen der vergan-
genen Monate wiederholte sich die Nie-
derlage der Bundestagswahl. Die in 
diesem Jahr noch anstehenden Landtags-
wahlen versprechen im Moment wenig 
Gutes, da die FDP in allen drei Ländern in 
Umfragen unter fünf Prozent notiert, teil-
weise deutlich. Auch auf Bundesebene 
stünden zurzeit die Chancen schlecht, wie-
der in den Bundestag einzuziehen.

Trotzdem ist die FDP nicht chancenlos. 
Sie hat nie die Sympathien der Mehrheit 
gewonnen, braucht sie aber auch nicht. 
Aber sie ist auf eine kritische Masse von 15 
bis 20 Prozent der Bürger angewiesen, die 
die FDP im politischen Spektrum nicht 
missen möchten und grundsätzlich bereit 
sind, sie in einer Wahl zu unterstützen. 
Dieses Potential existiert nach wie vor und 
wächst zurzeit. 24 Prozent der Bevölke-
rung sind überzeugt, dass die FDP ge-
braucht wird; über die vergangenen 25 
Jahre hinweg schwankte dieser Wert zwi-
schen 18 und 41 Prozent; er erreichte sei-
nen Tiefpunkt mit 18 Prozent am Ende der 
Ampelkoalition.

Knapp jedem Fünften ist es auch wich-
tig, dass die FDP bei der nächsten Bundes-
tagswahl wieder ins Parlament einzieht; 
auch hier ist über die vergangenen zwei 
Jahre hinweg tendenziell ein Anstieg zu 
verzeichnen. Der Kreis, der grundsätzlich 
bereit ist, bei einer Wahl, sei es auf Bun-
des-, Länder- oder kommunaler Ebene, 
die FDP zu unterstützen, liegt zurzeit so-
gar bei 22 Prozent. Schon die Debatte der 
letzten Wochen hat zu einem deutlichen 
Anstieg geführt; im März konnten sich nur 
16 Prozent vorstellen, die FDP bei Wahlen 
zu unterstützen. Dieses weite Potential der 
FDP rekrutiert sich überdurchschnittlich 
aus Westdeutschland und den höheren so-
zialen Schichten, aber vor allem aus dem 
Kreis früherer FDP-Wähler. Knapp jeder 
Fünfte hat in den letzten zehn Jahren ein-
mal oder wiederholt FDP gewählt. Davon 
sind 69 Prozent  offen dafür, die Partei auch 
bei künftigen Wahlen zu unterstützen.

Das weite Potential des Liberalismus 
ist noch signifikant größer. Die Ein-
schätzung, ob die FDP im politischen 
Spektrum unverzichtbar ist, wird 
zwangsläufig auch vom Agieren der Par-
tei in den vergangenen Legislaturperio-
den beeinflusst, das nur begrenzt als von 
liberalen Prinzipien geleitet wahrge-
nommen wurde. Der Kreis, der eine libe-
rale Partei in Deutschland für unver-
zichtbar hält, ist größer und stabiler als 
der Kreis derjenigen, die die FDP für un-
verzichtbar halten. 31 Prozent ist es 
wichtig, dass im politischen Spektrum 
eine liberale Partei vertreten ist (Schau-
bild 1). Diese Überzeugung wird auch in 
der jungen Generation und quer durch 
alle sozialen Schichten  vertreten.

Die Wahrung von Freiheitsspielräumen, 
das wesentliche Credo einer liberalen Be-
wegung, ist für die Bevölkerung keines-
wegs überholt. Zwar fühlt sich die Mehr-
heit weitgehend frei. Anhand einer elfstu-
figen Skala von null (völlig unfrei) bis 
zehn (vollkommen frei) setzt die Bevölke-
rung ihr persönliches Freiheitsgefühl im 
Durchschnitt bei der hohen Skalenstufe 
sieben an, nur 20 Prozent bei niedrigen 
Stufen zwischen null und fünf. Trotzdem 
gibt es zunehmend Unbehagen über staat-
liche Eingriffe. 50 Prozent der Bürger zie-
hen die Bilanz, dass der Staat zu stark in 
das Leben der Bürger eingreift und zu viel 
vorschreibt. Vor gut zehn Jahren äußerten 
sich nur 38 Prozent so (Schaubild 2).

Jeder Dritte hält auch die Eingriffe des 
Staates in die Wirtschaft für übertrieben, 
während deutlich weniger (24 Prozent) für 
verstärkte Eingriffe in die Wirtschaft vo-
tieren (Schaubild 3); diese Position wird 
vor allem von Anhängern der Linkspartei, 
der Grünen und der SPD vertreten, wäh-
rend die Anhänger von CDU, FDP und vor 
allem der AfD die staatlichen Interventio-
nen kritisch sehen. Der ausgreifende Staat 
ist keineswegs das Ideal der Mehrheit. Je-

heit Engagement für freie Märkte und 
Freihandel, stabile Energiepreise, Tech-
nologieoffenheit, Modernisierung der 
Verwaltung und auch innere Sicherheit. 
Gerade mit dem letzten Ziel hat sich die 
FDP in der Vergangenheit oft schwerge-
tan, beispielsweise auch oft dem Daten-
schutz den Vorrang vor einer konsequen-
ten Verbrechensbekämpfung eingeräumt. 
Die Garantie von Sicherheit ist jedoch 
eine Kernaufgabe des Staates, die von je-
der Partei eingefordert wird.

A uch Engagement für Bildung 
und Forschung, für eine um-
fassende Modernisierung und 
Effizienzsteigerung, für mehr 

Chancengleichheit, Generationenge-
rechtigkeit und Eigenverantwortung so-
wie eine überlegte Einwanderungspolitik 
gehören zum Pflichtenheft der Mehrheit 
für eine liberale Partei. Gleicht man diese 
Erwartungen mit dem Zielprofil der FDP 
ab, so wie es zurzeit von der Bevölkerung 
wahrgenommen wird, gibt es durchaus 
Leitlinien, die ihr von der Mehrheit zuge-
ordnet werden. So attestieren 63 Prozent 
der FDP, dass sie sich für bessere Rah-
menbedingungen für die Wirtschaft ein-
setzt, 57 Prozent, dass sie freie Märkte 
und Freihandel hochhält. Jeder Zweite ist 
überzeugt, dass sie sich für weniger staat-
liche Eingriffe starkmacht. Knapp jeder 
Zweite nimmt sie auch als Anwalt von 
weniger Bürokratie wahr.

Es gibt jedoch auch gravierende Defi-
zite gegenüber den Erwartungen an eine 
liberale Partei. Die Abweichungen von 
dem Zielprofil sind teilweise enorm – 
und dies, obwohl die FDP in der vergan-
genen Legislaturperiode teilweise die 
zuständigen Ministerien verantwortete. 
71 Prozent erwarten von einer liberalen 
Partei, dass sie sich für eine solide Haus-
haltspolitik einsetzt, 38 Prozent attestie-
ren dies der FDP; 60 Prozent erwarten 
die Förderung von Forschung und Inno-
vationen, 28 Prozent haben den Ein-
druck, dass sich die FDP dafür engagiert. 
Einsatz für bessere und modernere 
Schulen erwarten 62 Prozent, 24 Prozent 
gehen davon aus, dass dies ein Anliegen 
der FDP ist (Schaubild 5).

46 Prozent nehmen der FDP zwar ab, 
dass sie gegen die wuchernde Bürokratie 
kämpft, auch hier ist der Anteil jedoch 
noch wesentlich größer, der dies von einer 
liberalen Partei erwartet. Das Problem ist, 
dass alle Parteien dieses Ziel abstrakt ver-
treten, jedoch zu wenig konkrete Ziele 
und Maßnahmen benennen und sich vor 
allem nicht ausreichend mit den Prozes-
sen und Institutionen beschäftigen, die 
Regulierung und Bürokratie kontinuier-
lich ausbauen. Die von Bürokratie beson-
ders betroffene Wirtschaft zieht eine bit-
tere Bilanz: In Unternehmensbefragun-
gen gibt die große Mehrheit der Manager 
und Eigentümer zu Protokoll, dass sie bis-
her keine nennenswerte Entlastung er-
kennen können und zumindest für diese 
Legislaturperiode auch nicht mehr erwar-
ten. Gerade der kleine Mittelstand leidet 
unter dem Aufwand.

Auch die FDP hat sich von ihrer klassi-
schen Klientel entfernt, die Eigenverant-
wortung lebt und leben möchte. In einer 
Zeit, in der die Partei jedoch kaum von 
strategischen Wählern profitieren kann, 
die sie als Korrektiv in einer Koalition 
wählen – dazu fehlen zurzeit schlicht die 
Koalitionsoptionen –, hängen ihre Chan-
cen vor allem davon ab, wofür sie steht 
und wer für sie steht. Die Entscheidung, es 
auf dem bevorstehenden Parteitag nicht 
zu einer Kampfkandidatur kommen zu 
lassen, ist nachvollziehbar. 

Wolfgang Kubicki ist bundesweit 77 
Prozent ein Begriff, Henning Höne weni-
ger als zehn Prozent. Kubicki polarisiert 
zwar, wird aber überwiegend positiv gese-
hen: 47 Prozent der Bevölkerung, 71 Pro-
zent des FDP-Potentials haben von ihm 
eine gute Meinung, 40 Prozent sehen ihn 
kritisch; dies ist die beste Bewertung unter 
15 in die Untersuchung einbezogenen 
FDP-Politikern und -Politikerinnen. Ob es 
gelingt, die Partei wieder sichtbar und an-
ziehend zu machen, ist völlig offen. Aber 
die Chance besteht.

Grit Tüngler Foto Picture Alliance

Das Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe (BBK) 
hat ausdrücklich die Aufgabe, das 
scheinbar Unmögliche zu denken. Re-
gelmäßig erstellt die in Bonn ansässi-
ge Behörde deshalb Risikoanalysen. 
Jene aus dem Jahr 2012 illustriert 
rückblickend besonders anschaulich, 
wie gering das Risikobewusstsein in 
Deutschland lange Zeit war. Sie trug 
den Titel „Pandemie durch Virus Mo-
di-Sars“, wurde von viel zu wenigen in 
Politik, Verwaltung oder Medien ernst 
genommen – und Anfang 2020  hoch-
aktuell, als Sars-CoV-2 auch Deutsch-
land erreichte.

Der Beginn des russischen An-
griffskriegs auf die Ukraine zwei Jahre 
später hat die Sicherheitslage in ganz 
Europa drastisch verschärft. Das 
BBK, dessen gesetzlicher Auftrag es 
ist, die Bevölkerung im Verteidigungs-
fall zu schützen, trat erstmals ins Be-
wusstsein einer breiteren Öffentlich-
keit. Wie groß der Investitionsbedarf  
ist, macht der nun vom Bundeskabi-
nett beschlossene „Pakt für Zivil-
schutz“ deutlich. Zehn Milliarden 
Euro sollen bis 2029 für eine Grund-
ausstattung mit Feldbetten, Spezial-
fahrzeugen, die bundesweit einheitli-
che Ausbildung von Einsatzkräften 
oder ein App-gestütztes Schutzraum-
leitsystem investiert werden.

Nach dem altersbedingten Aus-
scheiden des BBK-Präsidenten Ralph 
Tiesler Ende Januar übernahm zum 1. 
April die bisher nur unter Fachleuten 
bekannte Grit Tüngler das Amt. Zu-
vor war sie mehr als 20 Jahre lang an 
verschiedenen Positionen in der Bun-
desverwaltung tätig gewesen. Nach 
ihrem Zweiten Juristischen Staatsexa-
men in Hamburg fing die 1974 in 
Schwerin geborene Tüngler im Bun-
desamt für Seeschifffahrt und Hydro-
logie an, wo sie sich rasch bewährte 
und bis 2017 Leitungsfunktionen in-
nehatte. Bis 2025 war sie dann im Ver-
kehrs- und Digitalministerium in Ber-
lin unter anderem Leiterin des Refe-
rats Luftsicherheit (Abwehr äußerer 
Gefahren/Cybersicherheit).

Für Tüngler sprach aus Sicht von 
Innenminister Alexander Dobrindt 
(CSU) auch, dass in ihrer bisherigen 
Laufbahn stets sicherheitspolitische 
Aspekte eine wichtige Rolle spielten. 
Als BBK-Präsidentin muss sie nun an 
der Modernisierung und Synchroni-
sierung des Zivil- und Katastrophen-
schutzes in Deutschland mitwirken. 
Das ist schon deshalb keine leichte 
Aufgabe, weil der Katastrophenschutz 
im föderalen Gefüge Ländersache ist, 
der Bund also keine durchgreifenden 
Befugnisse hat. 

Eine neue Erfahrung ist für Tüng-
ler, dass sie nun nicht mehr nur nach 
innen, sondern zugleich öffentlich 
wirken muss. Denn das BBK ist etwa 
mit seinen Hinweisen für Notvorräte 
auch dafür zuständig, in der Bevölke-
rung das Bewusstsein dafür zu schär-
fen, dass es im Zivil- und Katastro-
phenschutz in Anbetracht der multi-
plen Krisen keine Gewissheiten mehr 
gibt. Reiner Burger
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Bittsteller in Peking
Von Nikolas Busse

K ein Land hat in den vergan-
genen Jahren so von den Feh-
lern anderer profitiert wie 

China. So musste Putin jetzt wieder 
als Juniorpartner nach Peking reisen. 
Je länger der Ukrainekrieg dauert, 
desto abhängiger wird er von Xi Jin-
ping: wirtschaftlich, militärtechnisch, 
politisch sowieso. Xi hat es nicht ein-
mal nötig, Putins Drängen beim Bau 
einer neuen Gaspipeline schnell 
nachzugeben. Putin kam unmittelbar 
nach Trump, der Amerikas Position 
schon zweimal geschwächt hat. Das 
erste Mal war mit den Zöllen, denn 
auf die reagierte China äußerst effek-
tiv mit der Ausfuhrbeschränkung von 
Seltenen Erden. 

Trumps devoter Auftritt in Peking, 
sein Buhlen um Handel, zeigte, wie 
sehr Xi den neuen US-Protektionis-
mus unterlaufen hat. Nun kommt der 
Irankrieg hinzu, der die abdankende 
Weltmacht militärisch stark im Na-
hen Osten bindet. Und in Asien, wo-
rauf sich Amerika angeblich kon-
zentrieren wollte, fährt der Zug geo-
politisch wieder in Richtung China: 
Trump wackelt in der Taiwanfrage, 
Xi kann in Südostasien aushelfen. 
Europäer waren in jüngster Zeit 
ebenfalls in Peking, auch sie kommen 
vor allem als Bittsteller. Die EU-
Staaten haben wichtige wirtschaftli-
che und militärische Entwicklungen 
verschlafen, was ihr Gewicht so ge-
schmälert hat, dass ein deutscher 
Bundeskanzler heute seine Hoffnun-
gen zur Beendigung eines Krieges in 
Europa auf ein Machtwort aus China 
setzt.

Die Jäger
Von Philip Eppelsheim

D ie AfD in Thüringen will 
nach eigenem Bekunden zei-
gen, wie CDU-Ministerpräsi-

dent Voigt tickt. Dafür haben die 
Populisten Plagiatsjäger Weber be-
zahlt, damit der die Doktorarbeit von 
Voigt noch einmal untersucht. Das 
sagt allerdings nichts über Voigts 
Charakter aus, dafür sehr viel über 
das Ticken von AfD und Weber. Der 
AfD geht es augenscheinlich nicht 
darum, unbekannte Missstände öf-
fentlich zu machen. Voigts Doktor-
arbeit ist schließlich längst ein Fall 
fürs Gericht, die Technische Univer-
sität Chemnitz hat ihm den Doktorti-
tel im Januar aberkannt.

Es geht der Höcke-Truppe vielmehr 
darum, das Thema wieder an die Öf-
fentlichkeit zu zerren, um den Minis-
terpräsidenten  als jemanden darzu-
stellen, der charakterschwach sei, lüge 
und betrüge. Es ist das altbekannte 
perfide Spiel der AfD, auf das leider 
zu viele Bürger hereinfallen. Und was 
Plagiatsjäger Weber angeht: Er lässt 
sich (gegen Geld) vor diesen Karren 
spannen. Fraglich ist allerdings, wie 
gut er selbst seine Arbeit macht. 
Schließlich hat Weber Voigts Doktor-
arbeit schon vor der Landtagswahl 
untersucht. Dass er nun mehr als hun-
dert weitere Plagiatsstellen gefunden 
haben will, kann bedeuten, dass er da-
mals seinen Job nicht richtig gemacht 
hat. Oder er hat nun schlicht und ein-
fach noch etwas gefunden, weil er et-
was finden sollte, damit Höcke und er 
ihre Show abziehen können. Zu Recht 
spricht selbst die Linkspartei von 
einer „lächerlichen PR-Aktion“.

| Deutsche Fragen – Deutsche Antworten |

der Zweite findet, dass sich der Staat heute 
um zu vieles kümmert und durch stete 
Eingriffe versucht, die Probleme der Bür-
ger zu lösen – mit erheblichen Folgekos-
ten, die zwangsläufig auch die Bürger be-
lasten. Nur 26 Prozent  verteidigen den 
ausgreifenden Staat, auch wenn das zu hö-
heren Belastungen führt. Besonders aus-
geprägt ist die Abneigung gegen einen 
ausgreifenden Staat bei den Anhängern 
von FDP und AfD, besonders gering bei 
denen von SPD, Grünen und Linkspartei.

V on der gesellschaftlichen 
Grundstimmung her existiert 
durchaus ein beachtlicher Reso-
nanzboden für liberale Positio-

nen und eine ernsthafte Diskussion über 
die Rolle des Staates in Beziehung zu sei-
nen Bürgern und zur Wirtschaft. Wenn 
ohne Bezug zu irgendeiner Partei die 
Grundsätze eines liberalen Programms 
zur Debatte gestellt werden, ist die Anzie-
hungskraft dieses Programms beachtlich.

Als Grundzüge des Programms wur-
den skizziert: weniger Einfluss des Staa-
tes und Stärkung der Eigenverantwor-
tung der Bürger; Abbau von Subven-
tionen; Senkung von Steuern und 
Abgaben; Abbau von Bürokratie; mög-

lichst wenig staatliche Eingriffe in die 
Wirtschaft und den Arbeitsmarkt; mehr 
Wettbewerb im Gesundheitswesen; Be-
schränkung der Zuständigkeit der euro-
päischen Ebene, größere Gestaltungs-
spielräume für die Mitgliedstaaten. Mit 
diesen Leitlinien konfrontiert, ziehen 
40 Prozent der Bevölkerung die Bilanz, 
dass eine politische Kraft mit dieser Pro-
grammatik bei Wahlen für sie durchaus 
in Betracht käme. Insbesondere die An-
hänger von FDP und AfD reagieren 
positiv. Eine revitalisierte liberale Partei 
hätte also durchaus Chancen, gemäßigte 
Segmente der AfD-Anhänger zu errei-
chen (Schaubild 4).

In den vergangenen Jahren hat die FDP 
wesentliche Felder liberaler Programma-
tik aber nur eingeschränkt besetzt.  Die 
überwältigende Mehrheit erwartet von 
einer liberalen Partei, dass sie den Abbau 
von Bürokratie vorantreibt, die Rahmen-
bedingungen für die Wirtschaft verbes-
sert, die Freiheitsspielräume der Bürger 
schützt, Steuern und Abgaben senkt und 
zugleich für eine solide Haushaltspolitik 
steht. Mehr als 70 Prozent der Bürger er-
warten das von einer liberalen Partei, im 
weiten Potential der FDP über 80 Prozent. 
Darüber hinaus erwartet die große Mehr-

Hat die FDP noch eine Chance?

Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach, jüngste Umfrage: 18.4.– 30.4.2026, 1015 Befragte  / F.A.Z.-Grafik fbr.

Angaben in Prozent
Brauchen wir in Deutschland
eine liberale Partei?

Für welche Ziele müsste sich eine liberale Partei einsetzen?

Greift der Staat bei uns zu viel / zu stark in die Wirtschaft / in das Leben der Bürger ein?

Hat die FDP das Zeug dazu?

Abbau von Bürokratie 78 46
Stärkung der Wirtschaft 75 63
Schutz der Freiheit der Bürger 74 48
Senkung von Steuern und Abgaben 72 38
Solide Haushaltspolitik 71 38
Modernisierung der Verwaltung 65 37
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Die Chancen der FDP
Die Freien Demokraten waren  
lange im  Sinkflug. Nun wächst  
ihr Wählerpotential   wieder.
Von Prof. Dr. Renate Köcher, 
Institut für Demoskopie 
Allensbach

N ach einem Jahr, in dem die FDP 
nahezu unaufhaltsam in der 
Bedeutungslosigkeit zu versin-
ken schien, wächst zurzeit die 

Neugier, ob diese Partei tatsächlich ein Re-
vival schafft. Die Ausgangslage ist schwie-
rig: Bei allen Landtagswahlen der vergan-
genen Monate wiederholte sich die Nie-
derlage der Bundestagswahl. Die in 
diesem Jahr noch anstehenden Landtags-
wahlen versprechen im Moment wenig 
Gutes, da die FDP in allen drei Ländern in 
Umfragen unter fünf Prozent notiert, teil-
weise deutlich. Auch auf Bundesebene 
stünden zurzeit die Chancen schlecht, wie-
der in den Bundestag einzuziehen.

Trotzdem ist die FDP nicht chancenlos. 
Sie hat nie die Sympathien der Mehrheit 
gewonnen, braucht sie aber auch nicht. 
Aber sie ist auf eine kritische Masse von 15 
bis 20 Prozent der Bürger angewiesen, die 
die FDP im politischen Spektrum nicht 
missen möchten und grundsätzlich bereit 
sind, sie in einer Wahl zu unterstützen. 
Dieses Potential existiert nach wie vor und 
wächst zurzeit. 24 Prozent der Bevölke-
rung sind überzeugt, dass die FDP ge-
braucht wird; über die vergangenen 25 
Jahre hinweg schwankte dieser Wert zwi-
schen 18 und 41 Prozent; er erreichte sei-
nen Tiefpunkt mit 18 Prozent am Ende der 
Ampelkoalition.

Knapp jedem Fünften ist es auch wich-
tig, dass die FDP bei der nächsten Bundes-
tagswahl wieder ins Parlament einzieht; 
auch hier ist über die vergangenen zwei 
Jahre hinweg tendenziell ein Anstieg zu 
verzeichnen. Der Kreis, der grundsätzlich 
bereit ist, bei einer Wahl, sei es auf Bun-
des-, Länder- oder kommunaler Ebene, 
die FDP zu unterstützen, liegt zurzeit so-
gar bei 22 Prozent. Schon die Debatte der 
letzten Wochen hat zu einem deutlichen 
Anstieg geführt; im März konnten sich nur 
16 Prozent vorstellen, die FDP bei Wahlen 
zu unterstützen. Dieses weite Potential der 
FDP rekrutiert sich überdurchschnittlich 
aus Westdeutschland und den höheren so-
zialen Schichten, aber vor allem aus dem 
Kreis früherer FDP-Wähler. Knapp jeder 
Fünfte hat in den letzten zehn Jahren ein-
mal oder wiederholt FDP gewählt. Davon 
sind 69 Prozent  offen dafür, die Partei auch 
bei künftigen Wahlen zu unterstützen.

Das weite Potential des Liberalismus 
ist noch signifikant größer. Die Ein-
schätzung, ob die FDP im politischen 
Spektrum unverzichtbar ist, wird 
zwangsläufig auch vom Agieren der Par-
tei in den vergangenen Legislaturperio-
den beeinflusst, das nur begrenzt als von 
liberalen Prinzipien geleitet wahrge-
nommen wurde. Der Kreis, der eine libe-
rale Partei in Deutschland für unver-
zichtbar hält, ist größer und stabiler als 
der Kreis derjenigen, die die FDP für un-
verzichtbar halten. 31 Prozent ist es 
wichtig, dass im politischen Spektrum 
eine liberale Partei vertreten ist (Schau-
bild 1). Diese Überzeugung wird auch in 
der jungen Generation und quer durch 
alle sozialen Schichten  vertreten.

Die Wahrung von Freiheitsspielräumen, 
das wesentliche Credo einer liberalen Be-
wegung, ist für die Bevölkerung keines-
wegs überholt. Zwar fühlt sich die Mehr-
heit weitgehend frei. Anhand einer elfstu-
figen Skala von null (völlig unfrei) bis 
zehn (vollkommen frei) setzt die Bevölke-
rung ihr persönliches Freiheitsgefühl im 
Durchschnitt bei der hohen Skalenstufe 
sieben an, nur 20 Prozent bei niedrigen 
Stufen zwischen null und fünf. Trotzdem 
gibt es zunehmend Unbehagen über staat-
liche Eingriffe. 50 Prozent der Bürger zie-
hen die Bilanz, dass der Staat zu stark in 
das Leben der Bürger eingreift und zu viel 
vorschreibt. Vor gut zehn Jahren äußerten 
sich nur 38 Prozent so (Schaubild 2).

Jeder Dritte hält auch die Eingriffe des 
Staates in die Wirtschaft für übertrieben, 
während deutlich weniger (24 Prozent) für 
verstärkte Eingriffe in die Wirtschaft vo-
tieren (Schaubild 3); diese Position wird 
vor allem von Anhängern der Linkspartei, 
der Grünen und der SPD vertreten, wäh-
rend die Anhänger von CDU, FDP und vor 
allem der AfD die staatlichen Interventio-
nen kritisch sehen. Der ausgreifende Staat 
ist keineswegs das Ideal der Mehrheit. Je-

heit Engagement für freie Märkte und 
Freihandel, stabile Energiepreise, Tech-
nologieoffenheit, Modernisierung der 
Verwaltung und auch innere Sicherheit. 
Gerade mit dem letzten Ziel hat sich die 
FDP in der Vergangenheit oft schwerge-
tan, beispielsweise auch oft dem Daten-
schutz den Vorrang vor einer konsequen-
ten Verbrechensbekämpfung eingeräumt. 
Die Garantie von Sicherheit ist jedoch 
eine Kernaufgabe des Staates, die von je-
der Partei eingefordert wird.

A uch Engagement für Bildung 
und Forschung, für eine um-
fassende Modernisierung und 
Effizienzsteigerung, für mehr 

Chancengleichheit, Generationenge-
rechtigkeit und Eigenverantwortung so-
wie eine überlegte Einwanderungspolitik 
gehören zum Pflichtenheft der Mehrheit 
für eine liberale Partei. Gleicht man diese 
Erwartungen mit dem Zielprofil der FDP 
ab, so wie es zurzeit von der Bevölkerung 
wahrgenommen wird, gibt es durchaus 
Leitlinien, die ihr von der Mehrheit zuge-
ordnet werden. So attestieren 63 Prozent 
der FDP, dass sie sich für bessere Rah-
menbedingungen für die Wirtschaft ein-
setzt, 57 Prozent, dass sie freie Märkte 
und Freihandel hochhält. Jeder Zweite ist 
überzeugt, dass sie sich für weniger staat-
liche Eingriffe starkmacht. Knapp jeder 
Zweite nimmt sie auch als Anwalt von 
weniger Bürokratie wahr.

Es gibt jedoch auch gravierende Defi-
zite gegenüber den Erwartungen an eine 
liberale Partei. Die Abweichungen von 
dem Zielprofil sind teilweise enorm – 
und dies, obwohl die FDP in der vergan-
genen Legislaturperiode teilweise die 
zuständigen Ministerien verantwortete. 
71 Prozent erwarten von einer liberalen 
Partei, dass sie sich für eine solide Haus-
haltspolitik einsetzt, 38 Prozent attestie-
ren dies der FDP; 60 Prozent erwarten 
die Förderung von Forschung und Inno-
vationen, 28 Prozent haben den Ein-
druck, dass sich die FDP dafür engagiert. 
Einsatz für bessere und modernere 
Schulen erwarten 62 Prozent, 24 Prozent 
gehen davon aus, dass dies ein Anliegen 
der FDP ist (Schaubild 5).

46 Prozent nehmen der FDP zwar ab, 
dass sie gegen die wuchernde Bürokratie 
kämpft, auch hier ist der Anteil jedoch 
noch wesentlich größer, der dies von einer 
liberalen Partei erwartet. Das Problem ist, 
dass alle Parteien dieses Ziel abstrakt ver-
treten, jedoch zu wenig konkrete Ziele 
und Maßnahmen benennen und sich vor 
allem nicht ausreichend mit den Prozes-
sen und Institutionen beschäftigen, die 
Regulierung und Bürokratie kontinuier-
lich ausbauen. Die von Bürokratie beson-
ders betroffene Wirtschaft zieht eine bit-
tere Bilanz: In Unternehmensbefragun-
gen gibt die große Mehrheit der Manager 
und Eigentümer zu Protokoll, dass sie bis-
her keine nennenswerte Entlastung er-
kennen können und zumindest für diese 
Legislaturperiode auch nicht mehr erwar-
ten. Gerade der kleine Mittelstand leidet 
unter dem Aufwand.

Auch die FDP hat sich von ihrer klassi-
schen Klientel entfernt, die Eigenverant-
wortung lebt und leben möchte. In einer 
Zeit, in der die Partei jedoch kaum von 
strategischen Wählern profitieren kann, 
die sie als Korrektiv in einer Koalition 
wählen – dazu fehlen zurzeit schlicht die 
Koalitionsoptionen –, hängen ihre Chan-
cen vor allem davon ab, wofür sie steht 
und wer für sie steht. Die Entscheidung, es 
auf dem bevorstehenden Parteitag nicht 
zu einer Kampfkandidatur kommen zu 
lassen, ist nachvollziehbar. 

Wolfgang Kubicki ist bundesweit 77 
Prozent ein Begriff, Henning Höne weni-
ger als zehn Prozent. Kubicki polarisiert 
zwar, wird aber überwiegend positiv gese-
hen: 47 Prozent der Bevölkerung, 71 Pro-
zent des FDP-Potentials haben von ihm 
eine gute Meinung, 40 Prozent sehen ihn 
kritisch; dies ist die beste Bewertung unter 
15 in die Untersuchung einbezogenen 
FDP-Politikern und -Politikerinnen. Ob es 
gelingt, die Partei wieder sichtbar und an-
ziehend zu machen, ist völlig offen. Aber 
die Chance besteht.

Grit Tüngler Foto Picture Alliance

Das Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe (BBK) 
hat ausdrücklich die Aufgabe, das 
scheinbar Unmögliche zu denken. Re-
gelmäßig erstellt die in Bonn ansässi-
ge Behörde deshalb Risikoanalysen. 
Jene aus dem Jahr 2012 illustriert 
rückblickend besonders anschaulich, 
wie gering das Risikobewusstsein in 
Deutschland lange Zeit war. Sie trug 
den Titel „Pandemie durch Virus Mo-
di-Sars“, wurde von viel zu wenigen in 
Politik, Verwaltung oder Medien ernst 
genommen – und Anfang 2020  hoch-
aktuell, als Sars-CoV-2 auch Deutsch-
land erreichte.

Der Beginn des russischen An-
griffskriegs auf die Ukraine zwei Jahre 
später hat die Sicherheitslage in ganz 
Europa drastisch verschärft. Das 
BBK, dessen gesetzlicher Auftrag es 
ist, die Bevölkerung im Verteidigungs-
fall zu schützen, trat erstmals ins Be-
wusstsein einer breiteren Öffentlich-
keit. Wie groß der Investitionsbedarf  
ist, macht der nun vom Bundeskabi-
nett beschlossene „Pakt für Zivil-
schutz“ deutlich. Zehn Milliarden 
Euro sollen bis 2029 für eine Grund-
ausstattung mit Feldbetten, Spezial-
fahrzeugen, die bundesweit einheitli-
che Ausbildung von Einsatzkräften 
oder ein App-gestütztes Schutzraum-
leitsystem investiert werden.

Nach dem altersbedingten Aus-
scheiden des BBK-Präsidenten Ralph 
Tiesler Ende Januar übernahm zum 1. 
April die bisher nur unter Fachleuten 
bekannte Grit Tüngler das Amt. Zu-
vor war sie mehr als 20 Jahre lang an 
verschiedenen Positionen in der Bun-
desverwaltung tätig gewesen. Nach 
ihrem Zweiten Juristischen Staatsexa-
men in Hamburg fing die 1974 in 
Schwerin geborene Tüngler im Bun-
desamt für Seeschifffahrt und Hydro-
logie an, wo sie sich rasch bewährte 
und bis 2017 Leitungsfunktionen in-
nehatte. Bis 2025 war sie dann im Ver-
kehrs- und Digitalministerium in Ber-
lin unter anderem Leiterin des Refe-
rats Luftsicherheit (Abwehr äußerer 
Gefahren/Cybersicherheit).

Für Tüngler sprach aus Sicht von 
Innenminister Alexander Dobrindt 
(CSU) auch, dass in ihrer bisherigen 
Laufbahn stets sicherheitspolitische 
Aspekte eine wichtige Rolle spielten. 
Als BBK-Präsidentin muss sie nun an 
der Modernisierung und Synchroni-
sierung des Zivil- und Katastrophen-
schutzes in Deutschland mitwirken. 
Das ist schon deshalb keine leichte 
Aufgabe, weil der Katastrophenschutz 
im föderalen Gefüge Ländersache ist, 
der Bund also keine durchgreifenden 
Befugnisse hat. 

Eine neue Erfahrung ist für Tüng-
ler, dass sie nun nicht mehr nur nach 
innen, sondern zugleich öffentlich 
wirken muss. Denn das BBK ist etwa 
mit seinen Hinweisen für Notvorräte 
auch dafür zuständig, in der Bevölke-
rung das Bewusstsein dafür zu schär-
fen, dass es im Zivil- und Katastro-
phenschutz in Anbetracht der multi-
plen Krisen keine Gewissheiten mehr 
gibt. Reiner Burger
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